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Menschenrecht auf gleiche
soziale Rechte
FACHBEITRAG Die Bundesverfassung überlässt den Kantonen einen grossen Spielraum bei der Regelung

der Sozialhilfe. Es bestehen nach wie vor grosse Unterschiede sowohl zwischen den

Sozialhilfegesetzen im engeren Sinne als auch bei anderen bedarfsabhängigen Leistungen. Nicht alle in der

Schweiz lebenden Personen haben Zugang zu den gleichen Leistungen. Diese Leistungen spielen eine

wichtige Rolle im Kampf gegen Armut, von der 2018 in der Schweiz 2,9 Prozent der Bevölkerung
betroffen waren.

Die Armut hat einen bedeutenden Einfluss
aufdie Verwirklichung von Menschenrechten,

zu denen sich die Schweiz mit der
Ratifikation von internationalen Konventionen

bekannt hat. Kantonale

Sozialhilfegesetze sind aber bisweilen so

ausgestaltet, dass sie den internationalen
Mindeststandards nicht genügen, obwohl
sich die Schweiz zu deren Einhaltung
verpflichtet hat. Es stellt sich daher die Frage,
ob die Einhaltung internationaler
Menschenrechtsgarantien eine Harmonisierung

der Sozialhilferechte in der Schweiz

bedingt.
Wenn es um die Harmonisierung

kantonaler Rechte auf Bundesebene geht,
wird die Debatte jedoch lebhaft. Denn die
Befürworter eines landesweit harmonisierten

Grundschutzes der Menschenrechte
scheinen gleichzeitig gegen die Abschaffung

kantonaler Kompetenzen und der
Autonomie der Kantone zu sein. Die Schweiz

steht daher vor einem grossen Dilemma:
Sie muss einerseits ihren Verpflichtungen
zur Umsetzung der internationalen
Menschenrechtsverträge nachkommen und
andererseits föderalistische Prinzipien und
kantonale Autonomien respektieren.

Leitplanken der Harmonisierung
Die Forschungsarbeit kommt anhand
einer Analyse des internationalen
Menschenrechtsschutzes zu dem Schluss, dass die
Schweiz eigentlich verpflichtet wäre, die
kantonalen Sozialhilfegesetze bis zu einem

gewissen Grad zu harmonisieren. Unter
Berücksichtigung der Autonomie der Kantone

wurde die Harmonisierungspflicht
der Schweiz anhand von drei Kriterien
aufgezeigt:

• Erstens stehen Mindeststandards für
bestimmte Menschenrechte im
Zentrum. Die Analyse fokussiert dabei auf
folgende Grundrechte: die Menschenwürde,

Recht aufNahrung und Wasser,
Recht auf Wohnung, Recht auf
Gesundheit, Recht auf soziale Sicherheit,
Recht aufBildung und den spezifischen
Rechten für Frauen und Kinder. Die

Verpflichtung zur Umsetzung dieser

Garantie verlangt vom Bund, dass er
eine korrekte Umsetzung in den
Kantonen garantiert. Ist dies nicht der Fall,

ist der Bund verpflichtet, Massnahmen

zur Harmonisierung der kantonalen
Gesetze zu unternehmen.

• Zweitens verpflichtet auch das

Diskriminierungsverbot die Kantone zur
Harmonisierung. In der herrschenden
Lehre wird zwar abgelehnt, das

Diskriminierungsverbot im föderalen Kontext
als anwendbar zu erklären. Diese Aussa-

Armut, verschlimmert
durch die aktuelle
Lage mit einer Pandémie,

die sich nicht an
Kantonsgrenzen hält,
macht eine Harmonisierung

der
Existenzsicherung um so
dringender.

ge ist in ganz konkreten Situationen zu
relativieren und damit eine völkerrechtliche

Dimension in die Verfassungsde-
batte einzubringen. Dies muss
insbesondere für jene Fälle gelten, in denen

Personen in ihrer Wahl des Wohnsitzes

eingeschränkt sind, wie z.B. Kinder
und Armutsbetroffene. Wenn eine Person

aufgrund ihres Alters oder ihrer
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit die
Wahl des Wohnsitzes nicht ausüben

kann, dann müssen menschenrechtliche

Mindeststandards in Bezug auf
diese Person umso mehr respektiert
werden.

• Drittens haben empirische Analysen
der kantonalen Sozialhilfegesetze
verschiedene Defizite bei der Umsetzung
der Menschenrechte gezeigt. Das
wiederum bestärkte die Forderung nach
einer Harmonisierung.

In der Forschungsarbeit werden
schliesslich verschiedene Bereiche aufgezeigt,

in denen eine Harmonisierung der

kantonalen Bestimmungen zu empfehlen
ist. Diese Anfordertingen wurden jedoch

nur für bestimmte wesentliche Elemente

der kantonalen Gesetze nachgewiesen.
Bei der Sozialhilfe im engeren Sinne

handelt es sich dabei um den Zugang zu
und die Höhe von Leistungen,
Sonderregelungen für junge Erwachsene, die
Übernahme von Mieten und Arztkosten,
den Umfang von Sanktionen und
situationsbedingte Leisttingen. Hinsichtlich der

Ergänzungsleistungen für Familien ver-
einheitlicht werden sollten der Zugang zu
den Leistungen, ihre Höhe und die Dauer
der Auszahlung. Im Bereich der Bildung
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Wird das Bundesgericht die kantonale Harmonisierung von bestimmten Regelungen der Sozialhilfe durchsetzen? Bild: zVg

zu harmonisieren sind die Deckung der

Primarschulgebühren, die Fähigkeit der

kantonalen Programme zur Förderung
der Chancengleichheit im Bildungssystem
und Leistungen des Stipendienwesens. Bei

den übrigen Regelungen behalten die Kantone

ihre Autonomie.

Harmonisierung durch
Rechtsprechung
Ebenfalls untersucht wurden die Möglichkeiten

für Einzelpersonen, sich vor Gericht
auf menschenrechdiche Verpflichtungen
der Schweiz zu berufen. Die Garantie des

Rechtswegs ist ein wirksames Mittel zur
Verwirklichung von Menschenrechten in
den Kantonen. Viele internationale

Verpflichtungen im Bereich der sozialen

Sicherheit gelten in der Schweiz jedoch nicht

als direkt anwendbar, sondern als an den

Gesetzgeber gerichtet. Eine Analyse am

Beispiel der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) zeigt jedoch
Möglichkeiten auf, dass auch solche

Bestimmungen von Gerichten direkt gewürdigt

werden können.
Die Berücksichtigung von völkerrechtlichen

Garantien durch die Rechtsprechung,

und allen voran durch das Bundesgericht,

fördert die Harmonisierung der
Sozialhilfe. Wo sich Verpflichtungen nicht
direkt einklagen lassen, stehen aber auch

noch andere Mittel zur Harmonisierung
zur Verfügung. Der Bund kann auch seine

Aufsichtsfunktion dazu gebrauchen, um
die Kantone zur Harmonisierung und
Einhaltung menschenrechtlicher Garantien

zu verpflichten. Wie in der Forschungsar¬

beit gezeigt wird, ist die Harmonisierung
durch Rechtsprechung aber wirksamer
und mit Blick aufdie Gewaltenteilung, die

Verfassungsgerichtsbarkeit und föderalistische

Prinzipien eher zu begrüssen.

Armut, verschlimmert durch die
aktuelle Lage mit einer Pandemie, die sich

nicht an Kantonsgrenzen hält, macht eine

Harmonisierung der Existenzsicherung

umso dringender. Die internationalen
Menschenrechte, zu deren Einhaltung sich

die Schweiz verpflichtet hat, bieten dafür
eine passende Grundlage.

Raphaël Marlétaz

Université de Lausanne

4/20 ZESO 33


	Menschenrecht auf gleiche soziale Rechte

